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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie ersucht den federführenden Ausschuss 
für Binnenmarkt und Verbraucherschutz, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag 
zu übernehmen:

1. fordert die europäischen Organe auf, darauf hinzuwirken, dass die Union beim digitalen 
Wandel und bei der künstlichen Intelligenz (KI) weltweit führend wird, indem sie sich 
das Ziel setzen und die Mittel bereitstellen, die es braucht, um gestützt auf die 
Vorschriften und Werte der EU bis 2030 die am stärksten wettbewerbsfähige und 
innovative Region zu werden, und indem sie die internationale Zusammenarbeit mit 
gleichgesinnten Ländern und globalen Akteuren im Bereich KI fördern; verweist mit 
Nachdruck auf das Potenzial für einen europäischen Mehrwert und die derzeitigen 
Kosten des Verzichts auf EU-politisches Handeln im Bereich KI und digitale 
Regulierung; fordert einen Regulierungsansatz, der nicht auf einer Momentaufnahme 
der derzeitigen technologischen Entwicklung beruht, sondern darauf abstellt, dass die 
erlassenen Vorschriften auch auf künftige technologische Durchbrüche und 
Entwicklungen anwendbar sind; fordert, dass die Vorschriften im Bereich KI und 
Digitales ausgewogen und verhältnismäßig sind und auf den Grundsätzen der 
Subsidiarität und der Technologieneutralität sowie auf umfassenden 
Folgenabschätzungen aufbauen; hebt hervor, dass Innovation, offene Märkte, tief 
verwurzelte auf die Grundrechte gestützte europäische Werte und gesellschaftliche 
Akzeptanz Elemente sind, die es der Union ermöglichen würden, den Weg für eine 
digitale Gesellschaft zu ebnen, die den Menschen und der gesamten Gesellschaft 
zugutekommt, Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit fördert, ihre digitale Souveränität 
und Widerstandsfähigkeit sicherstellt und die geopolitische und strategische Bedeutung 
der Union stärkt; hält es für geboten, mit europäischen Vorschriften im Bereich KI und 
Digitales einen grenzenlosen digitalen Binnenmarkt und eine wettbewerbsfähige, 
innovationsfreundliche, den Menschen in den Mittelpunkt stellende, vertrauenswürdige 
und sichere Datengesellschaft und -wirtschaft zu schaffen, die die Entwicklung und den 
Einsatz von KI, den Datenzugriff, die Interoperabilität und die Datenübertragbarkeit 
begünstigen; weist nachdrücklich darauf hin, dass der digitale Wandel zur nachhaltigen 
Entwicklung beitragen und dabei in gleichem Maße wirtschaftliche, soziale, ethische 
und ökologische Gesichtspunkte berücksichtigen muss; betont, dass von den drei 
Hauptzielen, die sich die Kommission in ihrer Mitteilung über die Gestaltung der 
digitalen Zukunft Europas setzt, die Wettbewerbsfähigkeit im Bereich Digitales und das 
Wirtschaftswachstum unerlässlich sind, um eine offene, demokratische und nachhaltige 
Gesellschaft zu schaffen, die von einer Technologie im Dienste der Menschen 
angetrieben wird; hebt hervor, dass es ein gemeinsames europäisches Vorgehen braucht, 
das den Grundprinzipien und -werten Europas entspricht, um dieses Ziel zu erreichen;

2. weist darauf hin, dass die digitale Souveränität eine Voraussetzung dafür ist, dass sich 
die Union ungehemmt und auf der Grundlage ihrer Werte entwickeln kann; hebt hervor, 
dass Investitionen in Wissenschaft, Forschung und Entwicklung, Innovation in den 
Bereichen Digitales und KI sowie ein besserer Zugang zu Risikokapital und 
hochwertige Daten, die frei von Vorurteilen sind, die Grundpfeiler der Wahrung der 
digitalen Souveränität der Union bilden; stellt die entscheidende Bedeutung von KMU 
und in Europa angesiedelten Fertigungsstätten für diesen Wandel heraus; weist darauf 
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hin, dass die vierte industrielle Revolution unter anderem vom Zugang zu Rohstoffen 
wie Lithium und seltenen Erden abhängen wird und dass die Union ihre Abhängigkeit 
von eingeführten kritischen Rohstoffen durch eine Drosselung des Gesamtverbrauchs 
und den Aufbau einer eigenen umweltverträglichen Bergbau- und Kreislaufwirtschaft 
verringern muss; vertritt die Auffassung, dass ein entschlosseneres Vorgehen bei der 
Kreislaufwirtschaft für digitale Geräte und Halbleiter dazu beitragen könnte, sowohl die 
industriellen Souveränität der Union zu stärken als auch die nachteiligen Folgen des 
Abbaus von Rohstoffen abzuwenden; weist darauf hin, dass KI und andere digitale 
Technologien häufig in einem internationalen Umfeld entwickelt werden; stellt fest, 
dass eine unübersichtliche und uneinheitliche Regelungslage innovative Unternehmen 
dazu veranlassen wird, ihre Waren und Dienstleistungen außerhalb Europas zu 
entwickeln; stellt die Bedeutung des freien grenzüberschreitenden Datenverkehrs 
heraus; befürwortet das Ziel der Kommission, gegen ungerechtfertigte Hindernisse für 
den internationalen Datenverkehr sowie gegen die Beschränkungen vorzugehen, die 
europäischen Unternehmen in Drittstaaten auferlegt werden; weist nachdrücklich darauf 
hin, wie wichtig der Datenzugriff und die unionsweite Interoperabilität bei der Nutzung 
der exponentiell wachsenden Fülle an industriellen und öffentlichen Daten sind; warnt 
vor dem Einsatz künstlicher Intelligenz in Systemen, in denen Bürger je nach ihrem 
Sozialverhalten bestraft oder belohnt werden; fordert die Kommission auf, eine 
Strategie für die Finanzierung europäischer Start-ups zu entwickeln, um deren 
Wachstum in Europa anzukurbeln, sodass Europa aus den sich daraus ergebenden 
Arbeitsplätzen, Ideen und innovativen Unternehmen Nutzen ziehen kann und sich diese 
Unternehmen nicht anstatt in Europa in Drittstaaten ansiedeln; fordert die Kommission 
auf, zu untersuchen, auf welch unterschiedliche Weise die Union von externen Akteuren 
abhängig zu werden droht; weist erneut darauf hin, dass die Mitgliedstaaten ihrer 
Verpflichtung im Rahmen der Strategie Europa 2020 nachkommen müssen, 3 % ihres 
BIP in Forschung und Entwicklung zu investieren, damit die strategische Souveränität 
der Union im digitalen Bereich gewährleistet ist; weist ferner darauf hin, dass eine 
größere Souveränität nicht im Widerspruch zu einem freien und fairen Handel steht;

3. betont, dass der ökologische Fußabdruck und die CO2-Bilanz der IKT-Branche nach 
wie vor beträchtlich sind; weist darauf hin, dass Kosteneinsparungen und eine 
verbesserte Verwaltung auch durch die weitere nachhaltige Entwicklung von digitalen 
Technologien, KI und Robotik erzielt werden können und dass mithilfe des 
maschinellen Lernens die Emissionen verringert werden können, indem ein besseres 
Verständnis der technologischen Prozesse erlangt und die Energieeffizienz verbessert 
wird, erneuerbare Energieträger und Energiespeicherung integriert, der Austausch und 
der Zugang zu wesentlichen und genau definierten Datensätzen ermöglicht und 
Umweltbelange in vollem Einklang mit dem europäischen Grünen Deal einbezogen 
werden; stellt fest, dass es möglich ist, die Emissionen stärker zu verringern und sogar 
völlige Klimaneutralität zu erreichen, indem für Hosting-Standorte Standards für die 
Effizienz von Datenzentren festgelegt und zugleich ergänzende Anforderungen an die 
Hochleistungsrechentechnik (Hardware und Software) und die Wärmerückgewinnung 
gestellt werden; hält es für geboten, energieeffizientere Hochleistungsrechentechnik wie 
den „Green IT Cube“ zu entwickeln;

4. begrüßt es insofern, dass die Finanzierungsprogramme der EU dafür genutzt werden, 
die Digitalisierung unserer Gesellschaft und Industrie voranzutreiben, als sie auf den 
Grundsätzen der Effizienz, der Transparenz und der Inklusivität aufbauen; fordert, dass 
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die Mittel aus den einzelnen Fonds in koordinierter Weise eingesetzt werden, um die 
Synergieeffekte zwischen den Programmen voll auszuschöpfen; schlägt eine 
strategische Priorisierung der Mittel für den Aufbau der erforderlichen digitalen 
Infrastruktur vor; hebt den Erfolg des Gemeinsamen Unternehmens für europäisches 
Hochleistungsrechnen hervor; begrüßt den vor Kurzem veröffentlichten Vorschlag der 
Kommission, das Unternehmen fortzuführen, um die führende Rolle Europas in den 
Bereichen Hochleistungsrechnen und Quanteninformatik beizubehalten und 
auszubauen, was für die Entwicklung von KI unerlässlich ist; weist darauf hin, dass 
KMU das Rückgrat der europäischen Wirtschaft sind und besonderer Unterstützung aus 
den Finanzierungsprogrammen der EU bedürfen, um den digitalen Wandel zu 
vollziehen; begrüßt die Pläne, den Europäischen Innovationsrat im Rahmen von 
Horizont 2021–2027 zu einem vollwertigen Rat auszubauen, der eine einzige 
Anlaufstelle für Start-ups, verbesserte Finanzierungsinstrumente und einen Business 
Acceleration Service (Dienst für die beschleunigte Entwicklung von Start-ups und 
KMU) bietet; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, mehr in die 
Forschung zu investieren und eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen innovativen 
Unternehmen, Hochschulen und Forschungseinrichtungen zu erleichtern; nimmt zur 
Kenntnis, dass der Austausch und die Wiederverwendung von Komponenten KI-
gestützter Anwendungen für die Nutzung und die Akzeptanz von KI-Lösungen 
förderlich sind; stellt die Bedeutung der Grundlagenforschung im Bereich KI heraus; 
stellt fest, dass sich die derzeit vorhandenen kommerziellen KI-Anwendungen auf 
Forschung stützen, deren Anfänge Jahrzehnte zurückreichen; hebt hervor, dass darauf 
hingewirkt werden muss, dass alle Anwendungen und Technologien im Bereich der 
künstlichen Intelligenz gründlich erforscht werden können; fordert legislative Lösungen 
wie Reallabore, die die Möglichkeit vorsehen, erfolgreiche Pilotprojekte auszuweiten, 
sodass sowohl öffentliche als auch private Einrichtungen ein sicheres Testumfeld für die 
Erforschung und die Entwicklung von Anwendungsgebieten der künstlichen Intelligenz 
mit hohem und ohne hohes Risiko schaffen können; fordert europäische Initiativen mit 
Schwerpunkt auf Forschungsvorhaben in der Anfangsphase; fordert, dass in allen 
Mitgliedstaaten massive Investitionen in Exzellenzcluster für digitale Innovation und KI 
getätigt werden, die auf der Zusammenarbeit zwischen innovativen Unternehmen, 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen aufbauen, um sicherzustellen, dass 
Kapazitäten aufgebaut und bewährte Verfahren ausgetauscht werden, und um entlang 
der gesamten Wertschöpfungskette Forschung und Innovation zu mobilisieren, sodass 
die klügsten Köpfe und private Investitionen angezogen und gehalten werden; weist 
erneut darauf hin, dass KMU und Start-ups im Bereich der digitalen Innovation 
zunehmend an Bedeutung gewinnen; fordert, dass Maßnahmen ergriffen werden, die es 
diesen Unternehme erleichtern, innovativ tätig zu werden, indem der 
Verwaltungsaufwand verringert und der Zugang zu Finanzmitteln – einschließlich 
Krediten und Risikokapital – und zu Informationen vereinfacht wird und 
Bildungsangebote bereitgestellt werden, um die Qualifikationslücke zu schließen;

5. bedauert, dass bisher lediglich 17 % der KMU digitale Technologien erfolgreich in ihr 
Unternehmen integriert haben;1 weist darauf hin, dass die Einführung der 
Digitalisierung durch KMU eine notwendige Voraussetzung dafür ist, Nutzen aus dieser 
zweiten Digitalisierungswelle zu ziehen; betont, dass künftige Rechtsvorschriften im 

1 Bericht der Arbeitsgruppe „Drehscheiben für digitale Innovation“ aus dem Jahr 2018 
https://ec.europa.eu/futurium/en/system/files/ged/dihs_access_to_finance_report_final.pdf 

https://ec.europa.eu/futurium/en/system/files/ged/dihs_access_to_finance_report_final.pdf
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Bereich Digitales kleinen und mittleren Unternehmen keinen unnötigen Verwaltungs- 
oder Regelungsaufwand verursachen, von klaren Leitlinien wie z. B. einem 
europäischen Rahmen für KI, Robotik und damit zusammenhängende Technologien 
flankiert werden und auf ethische Grundsätze und gegebenenfalls auf technische 
Normen eingehen sollten, um die Leistung, die Interoperabilität, die Sicherheit und den 
Datenschutz und dadurch die Steuerung des Einsatzes neuer Technologien wie der 
künstlichen Intelligenz zu verbessern; weist darauf hin, dass Rechtsunsicherheit ein 
Hemmschuh für das Entstehen von High-Tech-„Einhörnern“, Start-up-Unternehmen 
und KMU in Europa ist; fordert die Schaffung eines digitalen Ökosystems, in dem 
KMU an der auf Digitalisierung und künstliche Intelligenz ausgerichteten 
technologischen Innovation teilhaben können; fordert, dass die europäischen 
Drehscheiben für digitale Innovation gestärkt werden und eine klarere Strategie für sie 
entwickelt wird, um der breiten Nutzung neuer Technologien durch KMU, Midcap-
Unternehmen und Start-ups den Weg zu ebnen; weist darauf hin, dass das Netzwerk der 
europäischen Drehscheiben für digitale Innovation in Europa möglichst 
flächendeckend – also auch in abgelegenen und ländlichen Regionen sowie in 
Inselregionen – vertreten sein und einen sektorübergreifenden Dialog anstoßen sollte; 
fordert die Kommission auf, eine ehrgeizige und umfassende Strategie zu entwickeln, 
um ein günstiges Umfeld für die Gründung und das Wachstum von Start-ups zu 
schaffen, sodass innerhalb von zehn Jahren eine neue Generation von europäischen 
digitalen „Einhörnern“ heranwächst; weist darauf hin, dass die Strategie auf 
Maßnahmen Bedacht nehmen sollte, die z. B. darauf abstellen, den 
Verwaltungsaufwand zu verringern, eine hervorragende Infrastruktur aufzubauen, den 
Zugang zu Finanzmitteln sicherzustellen, die Gründung von Spin-offs in Universitäten 
und Unternehmen zu erleichtern, den Zugang zur Vergabe öffentlicher Aufträge zu 
verbessern, Start-ups und neu gegründeten KMU Steuervergünstigungen zu bieten, den 
Zugang zu den globalen Märkten von Anfang an zu erleichtern, auf Unionsebene ein 
Start-up-Visum einzuführen, den Regelungsaufwand zu verringern, Reallabore 
einzurichten und eigene Ökosysteme für Start-ups in der EU zu schaffen, die den 
Menschen bei der Unternehmensgründung und der Mittelbeschaffung sowie dabei 
behilflich sind, ihre Erfindungen als ein Modell des Technologietransfers auf bereits 
bestehende Unternehmen zuzulassen; nimmt zur Kenntnis, dass diese Maßnahmen in 
ständigem Austausch mit den einschlägigen Interessenvertretern entwickelt werden 
sollten;

6. weist mit Nachdruck darauf hin, dass die Finanzierung durch europäisches Risikokapital 
und der Zugang zu Finanzmitteln unzureichend und nicht hinreichend Daten verfügbar 
sind, dass öffentliche Stellen bei der derzeit bestehenden Finanzierung eine 
unverhältnismäßig große Rolle spielen und dass es bei den Ökosystemen für Start-ups 
und den verfügbaren Finanzmitteln erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen 
Mitgliedstaaten gibt; nimmt ferner Kenntnis von den externen und internen Hindernisse, 
insbesondere für weniger entwickelte Wirtschaftszweige sowie für ein breiteres 
Spektrum von Branchen und für KMU, denen es im Vergleich zu Großunternehmen 
schwerer fällt, KI-Anwendungen einzuführen; fordert, dass in der Union ein 
ganzheitlicher Ansatz verfolgt wird, der sich auf ein verbessertes und modernisiertes 
Steuerwesen stützt und den Unternehmergeist durch gerechte und auf Wachstum 
ausgerichtete Steuerregelungen und investorenfreundliche Rechtsvorschriften fördert, 
sodass vielversprechende europäische Start-ups in allen Stadien ihres Wachstums 
Zugang zu Finanzmitteln haben; fordert, dass gemeinsame Bemühungen unternommen 
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werden, um die Abwanderung von vielversprechenden jungen europäischen 
Unternehmen, die häufig unmittelbar nach ihrem Markteintritt in 
Finanzierungsschwierigkeiten geraten, zu verhindern und ihr entgegenzuwirken;

7. betont, dass das Wachstumspotenzial Europas von den digitalen Kompetenzen seiner 
Bevölkerung und seiner Unternehmen bestimmt sein wird; nimmt zur Kenntnis, dass 
auf dem europäischen Arbeitsmarkt derzeit eine Qualifikationslücke klafft und diese 
durch Weiterbildungs- und Umschulungsmaßnahmen geschlossen werden muss; 
fordert, dass die Bildungssysteme der Mitgliedstaaten stärker auf Weiterbildungs- und 
Umschulungsmaßnahmen zur Förderung digitaler Fähigkeiten und Kompetenzen 
ausgerichtet werden; fordert, dass Maßnahmen ergriffen werden, um – unbeschadet der 
Arbeitsmarktsysteme der Mitgliedstaaten und der Zuständigkeiten der Sozialpartner – 
der Abwanderung hochqualifizierter Arbeitskräfte entgegenzuwirken und die klügsten 
Köpfe anzuziehen, sodass die Union eine finanzielle, intellektuelle und 
unternehmerische Anziehungskraft entwickelt; hält es für geboten, diese Maßnahmen 
angemessen zu finanzieren, um die Bedingungen für Spitzenforschung zu verbessern, 
die digitalen Ökosysteme von Universitäten, Forschungs- und Gründerzentren sowie 
von für Kreativität und Innovation offenen Unternehmen zu unterstützen und eine 
hochmoderne digitale Infrastruktur zu fördern; vertritt die Auffassung, dass mit der 
neuen europäischen Kompetenzagenda die Herausforderungen angegangen werden 
müssen, die sich aus der Anpassung und der Schaffung neuer Qualifikationen ergeben, 
mit denen der digitale und der grüne Wandel vorangetrieben werden; betont ferner, dass 
sich dem Fachkräftemangel und dem Missverhältnis von Qualifikationsangebot und -
nachfrage vorbeugen lässt, indem die Zusammenarbeit zwischen den Systemen der 
allgemeinen und der beruflichen Bildung sowie dem System der Umschulung ebenso 
wie der Innovationsbedarf von Unternehmen verbessert und erleichtert wird; hält es für 
geboten, dass die Gestaltung eines gerechten digitalen Sektors mit bildungspolitischen 
Aspekten, der Sozialisierung, gerechten Arbeitsbedingungen, der Vereinbarkeit von 
Beruf- und Privatleben, der Demokratie und guter Regierungsführung Hand in Hand 
geht; hebt hervor, dass die Union darauf hinwirken muss, dass alle Bürger digitale 
Kompetenzen und Fähigkeiten erlangen, um umfassenden Nutzen aus der 
Digitalisierung zu ziehen; fordert, dass Maßnahmen zum Ausbau und zur Förderung 
von Ausbildungsprogrammen sowie zugunsten einer stärkeren Diversifizierung im 
digitalen Sektor ergriffen werden, und weist erneut darauf hin, dass das 
Geschlechtergefälle in den Bereichen Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und 
Technik (MINT), in den Frauen nach wie vor unterrepräsentiert sind, ausgeglichen 
werden muss;

8. bringt sein Bedauern darüber zum Ausdruck, dass es bis zu 30 % der Unionsbürger an 
grundlegenden digitalen Kompetenzen mangelt2, diese jedoch für bis zu 90 % aller 
Arbeitsplätze unerlässlich sind; fordert die Kommission auf, Strategien zu entwickeln, 
um den digitalen Wandel voranzutreiben, indem sie Umschulungsprogramme fördert, 
die berufliche Bildung verbessert, einen umfassenderen Zugang zu Talenten 
gewährleistet und Angebote des lebenslangen Lernens für derzeitige und künftige 
Arbeitnehmer bereitstellt und das Augenmerk dabei insbesondere auf KMU richtet;

9. nimmt die Chancen und Risiken für die Schaffung neuer hochwertiger Arbeitsplätze 

2 https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1196 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1196
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und die Arbeitsplatzverluste aufgrund des digitalen Wandels zur Kenntnis; fordert die 
Kommission auf, gemeinsam mit den Sozialpartnern die erforderlichen Strategien zu 
entwickeln, um etwaige nachteilige Folgen der Digitalisierung, der Daten und der 
künstlichen Intelligenz so weit wie möglich hintanzuhalten und auszuloten, inwiefern 
diese dazu beitragen können, die nachhaltige Produktivität zu steigern und das 
Wohlbefinden der Arbeitnehmer zu verbessern, und in Programme für die 
Sensibilisierung und die Vermittlung digitaler Kompetenzen zu investieren und den 
fortwährenden Schutz der Rechte und Freiheiten der Arbeitnehmer zu gewährleisten; 
fordert die Kommission auf, sowohl die Möglichkeit der Einführung von 
Mindeststandards und des Schutzes derjenigen, die für digitale Plattformen tätig sind, 
als auch die durch die Digitalisierung ermöglichte zunehmende Überwachung am 
Arbeitsplatz einer Analyse zu unterziehen;

10. hebt hervor, dass als unbeabsichtigte Folge der Verwendung verzerrter Datensätze 
verzerrte KI-Anwendungen entstehen können, und nimmt insbesondere die Gefahr zur 
Kenntnis, dass Vorurteile aufgrund des Geschlechts, der kulturellen und ethnischen 
Zugehörigkeit, der gesellschaftlichen Stellung, einer Behinderung oder der sexuellen 
Orientierung reproduziert werden; hält es für geboten, sich der Verzerrungen in 
datengestützten Systemen sowohl bei deren Entwicklung als auch bei deren Anwendung 
bewusst zu werden und ihnen entgegenzuwirken; betont, dass angesichts der 
unzureichenden Vertretung von Frauen in Unternehmen in den Bereichen Mathematik, 
Informatik, Naturwissenschaften und Technik sowie Digitales der Faktor Geschlecht 
nicht unberücksichtigt bleiben darf; befürwortet uneingeschränkt das Ziel der 
Kommission, die Zahl der Frauen im Bereich Technik unter anderem durch den Ausbau 
und die Förderung von Ausbildungsprogrammen und -maßnahmen zu erhöhen; weist 
erneut darauf hin, dass Frauen im digitalen Sektor in Europa auf allen Ebenen 
unterrepräsentiert sind, von den Studierenden (32 % in Bachelor- und 
Masterstudiengängen bzw. gleichwertigen Studiengängen) bis hin zu den akademischen 
Spitzenpositionen (15 %), und dass die Kluft bei den IKT-Fachkenntnissen und den 
IKT-Fachkräften am größten ist, wo lediglich 18 % der Stellen in der EU mit Frauen 
besetzt sind; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Maßnahmen zur 
Gestaltung des digitalen Wandels an den Zielen der Union zur Gleichstellung der 
Geschlechter auszurichten;

11. betont, dass die Verwirklichung einer sicheren und inklusiven europäischen Gigabit-
Gesellschaft eine Voraussetzung dafür ist, dass der digitale Wandel der EU erfolgreich 
verläuft; weist darauf hin, dass der Erfolg der Datenwirtschaft der EU sowie der 
Entwicklung und des Einsatzes von KI in erster Linie von einer breiteren IKT-
Umgebung, der Schließung der digitalen Kluft in der Gesellschaft, der Weiterbildung 
und Umschulung der Arbeitskräfte und der Weiterentwicklung des Internets der Dinge 
und von Technologien wie Glasfaser und Quanten- und Blockchain-Computing 
abhängt; erkennt die Rolle an, die 5G bei der Verwirklichung dieses Ziels spielen kann; 
stellt fest, dass es Europa mit Hilfe von Netzen mit sehr hoher Kapazität möglich sein 
wird, einen quantitativen Sprung zu machen, der sich auf ein ganzes Ökosystem von 
Technologien positiv auswirkt; unterstreicht die Rolle der Konnektivität, die 
insbesondere durch 5G und Glasfaserinfrastruktur angetrieben wird, bei der 
Transformation von Arbeits- und Bildungsmodi, Geschäftsmodellen und ganzen 
Sektoren wie Fertigung, Verkehr und Gesundheitswesen, insbesondere in Verbindung 
mit anderen Technologien wie Virtualisierung, Cloud-Computing, Edge-Computing, 
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KI, Network Slicing und Automatisierung, und unterstreicht, dass sie das Potenzial hat, 
für eine höhere Produktivität und mehr Innovation und Nutzererfahrungen zu sorgen; 
weist darauf hin, dass die EU auf die Überwindung der digitalen Kluft im ländlichen 
Raum hinarbeiten sollte, die insbesondere dann berücksichtigt werden sollte, wenn für 
den Aufbau von 5G-Netzen, zur Verringerung von Funklöchern und für 
Konnektivitätsinfrastruktur im Allgemeinen EU-Mittel verwendet werden; fordert die 
Kommission auf, Anreize für europäische Unternehmen zu schaffen, damit diese mit 
der Entwicklung und dem Aufbau von Technologiekapazitäten für Mobilfunknetze der 
nächsten Generation beginnen; fordert die Kommission auf, die Auswirkungen des 
ungleichen Zugangs zu digitalen Technologien und der Unterschiede bei der 
Konnektivität in den Mitgliedstaaten zu analysieren; stellt fest, dass Investitionen in 
Hochleistungsrechentechnik (HPC) entscheidend sind, um das volle Potenzial von KI 
und anderen neuen Technologien auszuschöpfen; fordert, dass die Investitionslücke im 
Bereich der Konnektivität durch das Aufbauinstrument „NextGenerationEU“ sowie 
durch öffentliche und private Fördermittel geschlossen wird, um die Kürzungen der 
Investitionen der EU in neue Technologien im Rahmen des Mehrjährigen 
Finanzrahmens (MFR) 2021–2027 auszugleichen; fordert eine 
Kommunikationsstrategie der EU, durch die die Bürgerinnen und Bürger der EU 
verlässliche Informationen erhalten, sowie Sensibilisierungskampagnen zu 5G und 
elektromagnetischen Feldern, durch die auch der Verbreitung von Desinformation 
entgegengewirkt wird;

12. fordert koordinierte Maßnahmen, um die durch die Pandemie zutage getretene digitale 
Kluft zwischen einzelnen Mitgliedstaaten, ihren Regionen, Gesellschaften, Bürgern, 
Start-ups und anderen Unternehmen sowie sonstigen Akteuren der Sozialwirtschaft und 
der Wissenschaft zu verringern und zu überwinden; fordert eine integrative 
Digitalisierung unserer Gesellschaften, die den Interessen der Bürgerinnen und Bürger 
dient, indem sie Zugänglichkeit und Erschwinglichkeit Rechnung trägt und eine faire 
und kooperative digitale Modernisierung des öffentlichen Sektors ermöglicht, die auf 
einen wertebasierten digitalen Wandel abzielt, indem Grundrechte und demokratische 
Werte gefördert werden, damit kein Bürger und keine Bürgerin beim Übergang zu einer 
digitalisierten Gesellschaft zurückgelassen wird;

13. fordert einen gesamtgesellschaftlichen Ansatz in Sachen Cybersicherheit; hebt hervor, 
dass neue Ansätze für Cybersicherheit auf der Grundlage von Widerstandsfähigkeit und 
Anpassungsfähigkeit an Belastungen und Angriffe konzipiert werden sollten; fordert 
einen ganzheitlichen Ansatz im Hinblick auf Cybersicherheit, bei dem das gesamte 
System vom Systemdesign und der Benutzerfreundlichkeit bis hin zur Ausbildung und 
Schulung der Bürger berücksichtigt wird; betont, dass infolge des digitalen Wandels 
und der damit einhergehenden rasanten Digitalisierung von Dienstleistungen und der 
großflächigen Einführung von vernetzten Geräten unsere Gesellschaft und unsere 
Wirtschaft zwangsläufig anfälliger für Cyberangriffe werden; hebt hervor, dass durch 
Fortschritte auf dem Gebiet des Quanten-Computing die derzeitigen 
Verschlüsselungsmethoden, die ein Eckpfeiler für die Privatsphäre der Bürgerinnen und 
Bürger, das gewerbliche geistige Eigentum und die nationale Sicherheit sind, erhebliche 
Veränderungen erfahren werden; fordert die Kommission auf, Forschungen zu 
unterstützen, die es Europa ermöglichen, diese Herausforderung zu meistern und 
gleichzeitig die Rechte der Bürger auf Schutz der Privatsphäre zu wahren, und betont 
die Notwendigkeit einer starken und sicheren Übermittlungsverschlüsselung; fordert die 
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Kommission auf, den Einsatz von Cybersicherheitsprotokollen und -anwendungen auf 
Grundlage der Blockchain-Technologie zu prüfen, mit denen die Widerstandsfähigkeit, 
Vertrauenswürdigkeit und Robustheit von KI-Infrastrukturen verbessert werden kann; 
unterstreicht, dass Elemente der Cybersicherheit in alle sektorspezifischen 
Politikbereiche aufgenommen werden müssen; hebt hervor, dass im Hinblick auf 
wirksamen Schutz die EU und nationale Einrichtungen mit der Unterstützung der 
Agentur der Europäischen Union für Cybersicherheit (ENISA) zusammenarbeiten 
müssen, um die Sicherheit, Integrität, Widerstandsfähigkeit und Nachhaltigkeit 
kritischer Infrastrukturen und elektronischer Kommunikationsnetze sicherzustellen; 
begrüßt den Vorschlag der Kommission für eine Überarbeitung der Richtlinie zur Netz- 
und Informationssicherheit3, durch die der Anwendungsbereich der Richtlinie erweitert 
werden soll und die Unterschiede bei der Anwendung durch die Mitgliedstaaten 
verringert werden sollen; weist darauf hin, dass es von zentraler Bedeutung ist, die 
Sicherheit, Integrität und Widerstandsfähigkeit kritischer Infrastrukturen und 
elektronischer Kommunikationsnetze sicherzustellen; unterstreicht den Zusammenhang 
zwischen einer starken Cybersicherheit von kritischen Infrastrukturen und 
elektronischen Kommunikationsnetzen und der digitalen Souveränität der EU; fordert 
einen vorsichtigen Ansatz in Bezug auf potenzielle Abhängigkeiten von Anbietern mit 
hohem Risiko, insbesondere beim Aufbau von 5G-Netzen; weist darauf hin, dass die 
derzeitigen Rechtsvorschriften der EU keine verbindlichen Anforderungen an die 
Cybersicherheit von Produkten und Dienstleistungen im Allgemeinen vorsehen; fordert, 
dass in die Entwurfsphase grundlegende Anforderungen aufgenommen werden 
(eingebaute Sicherheit) und dass sowohl während des Lebenszyklus von Produkten und 
Dienstleistungen als auch in ihren Lieferketten angemessene Cybersicherheitsstandards 
und -verfahren angewandt werden; fordert die Stärkung von Tätigkeiten, die für die EU 
in Bezug auf kritische Infrastrukturen von strategischer Bedeutung sind, darunter 
Technologie und Forschung im Bereich der Cybersicherheit sowie Risikoprävention im 
Hinblick auf den Aufbau von 5G-Netzen;

14. erkennt an, dass die Einführung von KI für die Wettbewerbsfähigkeit Europas im 
digitalen Zeitalter von entscheidender Bedeutung ist; hebt hervor, dass es mit Blick auf 
eine leichtere Einführung von KI in Europa eines gemeinsamen europäischen Ansatzes 
auf der Grundlage eines menschenzentrierten Ansatzes in Bezug auf eine 
vertrauenswürdige KI, Transparenz und klare Haftungsregeln bedarf, um zu verhindern, 
dass es zu einer Zersplitterung des Binnenmarkts kommt; betont, dass bei Interaktionen 
von Bürgern mit automatisierten Systemen mit hohem Risiko stets eine menschliche 
Kontrolle möglich sein sollte, um sicherzustellen, dass eine automatisierte Entscheidung 
überprüft und korrigiert werden kann; ist davon überzeugt, dass durch die Schaffung 
eines klaren europäischen Rechtsrahmens und von langfristiger Rechtssicherheit das 
Vertrauen der Verbraucher, des öffentlichen Sektors, der Unternehmen, der Industrie 
und der Forschung gestärkt wird;

15. stellt fest, dass es sich bei KI um eine datengestützte Technologie handelt; unterstreicht, 
dass der Zugang zu Daten für die Entwicklung von KI in Europa von entscheidender 
Bedeutung ist; stellt fest, dass die zunehmende Nutzung von Waren und industriellen 

3 Richtlinie (EU) 2016/1148 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Juli 2016 über Maßnahmen zur 
Gewährleistung eines hohen gemeinsamen Sicherheitsniveaus von Netz- und Informationssystemen in der Union 
(ABl. L 194 vom 19.7.2016, S. 1).
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Geräten, die mit dem Internet verbunden sind, nicht nur die Wettbewerbsfähigkeit 
stärken, der Entwicklung neuer Waren und Dienstleistungen den Weg ebnen und 
Innovationen begünstigen wird, sondern auch neue Risiken für den Datenschutz, 
Informationen und die Cybersicherheit birgt; fordert die Kommission auf, den Zugang 
zu Daten zu überarbeiten und weiterzuentwickeln, sodass öffentliche Daten in offenen 
Datenformaten bereitgestellt und einfach zugänglich sind, insbesondere für Start-up-
Unternehmen und KMU; fordert einen neuen Ansatz für Datenschutzbestimmungen, der 
Forschung, Innovation und Wettbewerbsfähigkeit den Boden bereitet, indem die Rechte 
auf den Zugang zu Daten und auf deren Nutzung ausgeweitet werden, sofern diese 
Daten als anonymisiert und nicht vertraulich gelten, und indem eindeutige und 
ausgewogene Vorschriften erlassen werden, die in erster Linie dem Schutz der 
Grundrechte, der Rechte des geistigen Eigentums und von Betriebsgeheimnissen 
dienen; hebt hervor, dass die derzeitigen Marktungleichgewichte zwischen Gatekeeper-
Plattformen und KMU ebenso wie der eingeschränkte Zugang zu Daten europäische 
KMU nach wie vor vor Herausforderungen stellen; hält es für geboten, den Zugang der 
KMU zu Daten zu verbessern; fordert einen Ansatz, der als übergeordneten Grundsatz 
Verfahren für den Datenaustausch ermöglicht, die freiwillig in Anspruch genommen 
werden können, und mit dem Anreize dafür gesetzt werden, den Austausch von Daten 
zu ermöglichen; stellt die Bedeutung von unmissverständlichen 
Marktzulassungsverfahren und einer unionsweiten Regelung für den Marktzugang 
heraus; begrüßt die neue Cloud-Strategie der Kommission und die europäische Cloud-
Initiative; nimmt das Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Union in der 
Rechtssache „Schrems II“ zur Kenntnis, in dem der Gerichtshof zu dem Schluss 
gelangte, dass der EU-US-Datenschutzschild kein angemessenes Schutzniveau im Sinne 
der Datenschutz-Grundverordnung und der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union bot; erachtet den freien Datenverkehr im Binnenmarkt als notwendig, um das 
Potenzial der Datenwirtschaft voll auszuschöpfen, und betont, dass die 
Aufrechterhaltung des Datenflusses auch künftig die Grundlage für die Ziele Europas 
bilden muss; erinnert die Kommission darin, dass der transatlantische Datenaustausch 
und der Datenverkehr zwischen der Union und den Vereinigten Staaten erleichtert und 
dabei die Rechtsvorschriften und Normen der Union und ihrer Mitgliedstaaten voll 
eingehalten werden müssen, dass die Cloud-Strategie und die Cloud-Initiative kein 
Ersatz dafür sind, Rechtssicherheit für den internationalen Datenaustausch zu schaffen, 
und dass die Bestimmungen für den Datenschutz und den Schutz der Privatsphäre, der 
Sicherheit und der berechtigten und diskriminierungsfreien öffentlichen Interessen stets 
eingehalten werden müssen; weist nachdrücklich auf die Rechtsunsicherheit hin, der 
KMU derzeit ausgesetzt sind, zumal sie sich überwiegend auf Standardvertragsklauseln 
stützen; stellt fest, dass KMU die derzeitigen Anforderungen wie die Selbstbewertung 
der Angemessenheit des Datenschutzes in Drittländern nur begrenzt erfüllen können, 
was den internationalen Datenverkehr behindert und Innovation und Wachstum hemmt; 
beharrt daher darauf, dass die Kommission einen rechtssicheren Rahmen für den 
transatlantischen und internationalen Datenaustausch schafft, mit dem die Grundrechte 
der Unionsbürger auf den Schutz ihrer Daten und ihrer Privatsphäre gewährleistet 
werden; erinnert die Kommission an ihr Bekenntnis zum One-in-one-out-Grundsatz und 
an ihre Zusage, den Regelungsaufwand zu verringern;

16. warnt vor einer Überregulierung von KI und rät von Regelungsansätzen ab, die sich als 
Universallösung verstehen oder auf einer Momentaufnahme beruhen, da diese das 
Gesamtbild verzerren oder Schlupflöcher eröffnen können; weist erneut darauf hin, dass 
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Regelungen – außer in Bereichen mit hohem Risiko, in denen es geboten ist, die 
Notwendigkeit eines neuen Regelungsansatzes sorgfältig zu prüfen und zugleich die 
Möglichkeit einer Selbstregulierung und freiwilliger Verfahren offen zu lassen – 
angemessen und flexibel sein und auf bestehenden Rechtsinstrumenten und bewährten 
Verfahren sowie auf der uneingeschränkten Achtung des Grundsatzes der 
Technologieneutralität und der Verhältnismäßigkeit aufbauen müssen;

17. begrüßt die Tatsache, dass alle Mitgliedstaaten die Berliner Erklärung zur digitalen 
Gesellschaft und wertebasierten digitalen Verwaltung unterzeichnet haben; würdigt 
ebenfalls die Rolle der öffentlichen Verwaltungen als Triebkräfte eines wertebasierten 
digitalen Wandels der europäischen Gesellschaften und schließt sich den sieben 
Grundsätzen der Erklärung an; fordert die Kommission auf, die Anwendung dieser 
sieben Grundsätze zu fördern und die Umsetzung der Maßnahmen mit Mitteln der 
Union zu unterstützen; fordert, dass im öffentlichen Dienst fortschrittliche digitale und 
damit zusammenhängende Technologien eingeführt werden, um den Zugang zu den 
öffentlichen Diensten und die öffentlichen Dienste selbst zu verbessern, den 
Verwaltungsaufwand zu verringern, die Effizienz zu steigern, die Transparenz und die 
Rechenschaftspflicht zu erhöhen und bessere und innovativere Dienste anzubieten; 
unterstreicht, dass die Interoperabilität die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
erleichtert, indem sie zur Schaffung neuer oder zur Konsolidierung sich entwickelnder 
gemeinsamer öffentlicher Dienste auf Unionsebene sowie zur Entwicklung einer 
digitalen Unionsbürgerschaft beiträgt; betont, dass die Einführung und der Einsatz von 
KI und Daten im öffentlichen Dienst den Weg für Innovationen auf der Grundlage der 
europäischen Werte ebnen können; hebt hervor, dass KI dazu beitragen kann, 
Abschottungen entgegenzuwirken, indem die öffentlichen Dienste verknüpft und 
gestrafft werden, um die Verwaltung im Interesse der Bürger und Unternehmen zu 
verbessern, sowie dazu beitragen kann, im Hinblick auf Dienste und die 
Entscheidungsfindung Datenströme in Echtzeit bereitzustellen; fordert die Union auf, 
nur künstliche Intelligenz einzusetzen, die vertrauenswürdig ist und den Menschen in 
den Mittelpunkt stellt, die Bürger stets darüber aufzuklären, wenn sie es mit einem 
automatisierten System zu tun haben oder wenn ein automatisiertes System 
Entscheidungen trifft, die sich auf ihr Leben auswirken könnten, und dafür Sorge zu 
tragen, dass stets die Möglichkeit der Kontrolle durch den Menschen gegeben ist, 
sodass alle Entscheidungen überprüft und abgeändert werden können; stellt die 
Bedeutung der Erhebung und der Bereitstellung öffentlicher Daten durch Verwaltungen 
heraus, die sie als einen Weg ansieht, Innovation zu fördern, die Bewertung der 
angewandten Politik zu erleichtern und zur datengestützten Entscheidungsfindung 
beizutragen; betont, dass gemeinsame Normen, modulare Strukturen und der Einsatz 
von Open-Source-Software im öffentlichen Dienst die Einführung und die Entwicklung 
von strategischen digitalen Instrumenten und Kapazitäten erleichtern und zugleich für 
mehr Vertrauen und Transparenz sorgen; betont, dass im öffentlichen Dienst 
entwickelte oder vollständig aus öffentlichen Mitteln finanzierte Software, Daten und 
Instrumente wiederverwendbar und offen zugänglich sein sollten, sofern dies mit den 
Grundrechten und den Vorschriften über den Schutz der Rechte des geistigen 
Eigentums, der personenbezogenen Daten und der Privatsphäre vereinbar ist; 
befürwortet die Schaffung eines „Ökosystems für Vertrauen“ im Sinne des Weißbuchs 
der Kommission zur Künstlichen Intelligenz, das darauf ausgerichtet ist, den Bürgern 
das nötige Vertrauen zu geben, KI-Anwendungen zu nutzen, und Unternehmen und 
öffentlichen Stellen die Rechtssicherheit zu geben, die es braucht, um im 
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Zusammenhang mit dem Einsatz von KI innovativ tätig zu werden; nimmt die Behörden 
und die Mechanismen im Bereich der Regulierungsaufsicht zur Kenntnis, die in 
Bereichen wie dem Gesundheitswesen, dem verarbeitenden Gewerbe, dem Finanzwesen 
und dem Verkehr längst tätig sind bzw. dort bereits zum Einsatz kommen; hält es für 
geboten, sowohl die branchenspezifischen Aufsichtsbehörden zu stärken als auch einen 
ergänzenden bereichsübergreifenden Ansatz zu verfolgen; stellt die Bedeutung 
branchenspezifischer Strategien und Ansätze heraus. 
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